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Vorwort

Auch wenn sich längst die Erkenntnis Bahn gebrochen hat, dass die Meeresumwelt 
der Nord- und Ostsee verletzlich ist und ihre ungesteuerte Nutzung die Vielfalt der 
Tier- und Pflanzenarten, ihrer Lebensräume sowie der oftmals sensiblen marinen 
Ökosysteme ernstlich bedroht, ermangelte es lange Zeit spezifisch naturschutz-
rechtlicher Regelungen, die der bedenklichen Entwicklung Einhalt hätten gebieten 
können. Mit Inkrafttreten des neuen Bundesnaturschutzgesetzes hat sich die Lage 
grundlegend geändert. Seit dem 1.3.2010 sind die Vorschriften des Gesetzes nicht 
mehr nur im deutschen Hoheitsgebiet, sondern auch in den Meeresbereichen der 
deutschen ausschließlichen Wirtschaftszone und des Festlandsockels beachtlich, 
soweit dies mit den Vorgaben des Seevölkerrechts vereinbar ist.

Diese Geltungserstreckung trägt einschlägigen Erfordernissen des europäischen 
Naturschutzrechts sowie der zunehmend gewachsenen Erkenntnis Rechnung, dass 
es auch jenseits der 12 sm-Zone wertvolle und schutzbedürftige Naturgüter gibt, die 
es mit den Mitteln des Naturschutzrechts zu bewahren gilt. Der korrekte Umgang 
mit den einschlägigen Bestimmungen stellt die Vollzugspraxis allerdings vor neue 
Herausforderungen. Die in Ansehung der Gegebenheiten einer Flächennutzung in 
terrestrischen Räumen entwickelten naturschutzrechtlichen Instrumentarien sind 
nicht bloß unter besonderer Berücksichtigung der in den Meeresbereichen obwal-
tenden natürlichen Ausgangsbedingungen, sondern stets auch unter strikter Wah-
rung der einschlägigen völker- und unionsrechtlichen Vorgaben anzuwenden.

Vor diesem Hintergrund besteht die Aufgabe des im Auftrag des Bundesamtes 
für Naturschutz (BfN) erarbeiteten Handbuchs darin, „Schneisen durch das Rege-
lungsdickicht“ des in der deutschen Nord- und Ostsee beachtlichen Meeresnatur-
schutzrechts zu schlagen, um auf diesem Wege praktische Hilfestellung für Ent-
scheidungssituationen zu bieten, in denen es Konflikte zwischen den Schutz- und 
Nutzungsinteressen zu bewältigen gilt. Das Handbuch wendet sich an die Praktiker 
in der Verwaltung, Planungsbüros, Rechtsanwälte und Naturschutzvereinigungen, 
nicht zuletzt aber auch an die Rechtsprechung, die sich künftig sicherlich noch mit 
Rechtsfragen des Meeresnaturschutzes wird befassen müssen.

Für das Entstehen der Schrift ist vielfältiger Dank auszusprechen. Er gilt in ers-
ter Linie Frau Dr. Carolin Kieß, die das Forschungsprojekt betreut hat, sowie allen 
Mitarbeitern des Bundesamtes für Naturschutz, die mit konstruktiv-kritischen An-
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merkungen und zahlreichen Hinweisen zum Gelingen des Handbuchs beigetragen 
haben. Zu besonderem Dank sind die Autoren auch Herrn Prof. Dr. Alexander Pro-
elß verpflichtet, der sich der Mühe unterzogen hat, die Entstehung des Werkes be-
ratend zu begleiten. Dank gebührt schließlich Herrn Prof. Dr. Hans-Walter Louis 
und Herrn Jochen Schumacher für ihre freundliche Bereitschaft zur Aufnahme des 
Handbuchs in die Schriftenreihe Natur und Recht.

Das Manuskript wurde im März 2011 abgeschlossen. Zu späterem Zeitpunkt 
veröffentlichte Rechtsprechung und Literatur konnte nur noch vereinzelt berück-
sichtigt werden.

Westerkappeln/Göttingen/Rostock
im August 2011

Martin Gellermann
Peter-Tobias Stoll

Detlef Czybulka

Vorwort
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